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Stand 24.03.2014 

 
Begründung zur dritten Änderung eines Teilbereichs des 
Bebauungsplans Nr. 5 an der Mittenwalderstraße, 
bezeichnet als BP Nr. 5 Ä III 

 
entsprechend § 2a BauGB 
 
 
 
 
 
 
 
Am 12.12.2011 wurde vom Bau- und Umweltausschuss beschlossen, das Verfahren 
zur 3. Änderung des qualifizierten Bebauungsplans Nr. 5 mit integrierter 
Grünordnung durchzuführen. 
 
 
Der Entwurf mit Begründung und Umweltbericht lag nach § 3 (1) BauGB zur 
frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit vom 02.06. - 05.07.2013 öffentlich aus. 
Gleichzeitig wurden nach § 4 (1) BauGB die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange eingeholt. 
 
Nachdem die hierzu eingegangenen Stellungnahmen am 08.10.2013 öffentlich im 
Bau- und Umweltausschuss erörtert und Änderungen und Ergänzungen beschlossen 
wurden, lag der Entwurf mit Begründung und Umweltbericht nach § 3 (2) BauGB zur 
Unterrichtung der Öffentlichkeit vom 08.01. bis 10.02.2014 im Bauamt des 
Rathauses des Marktes Garmisch-Partenkirchen aus. Zur gleichen Zeit wurden die 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
(2) eingeholt. Die dazu eingegangenen Stellungnahmen sind Gegenstand des Bau- 
und Umweltausschusses am 24.03.2019. Die 3. Änderung des Bebauungsplans  
Nr. 5 wird in dieser Sitzung vorbehaltlich des Feststellungsbeschlusses des 
Gemeinderats zur 30. Änderung des Flächennutzungsplans als Satzung 
beschlossen. 
 
 
Im Flächennutzungsplan ist die Fläche des Geltungsbereiches als Wohnbaufläche 
dargestellt und wird parallel in eine Gemischte Fläche geändert. 
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1. Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurnummer 1898, Teile der 
Flurnummern 1886, 1898/2, 1898/10, 1898/11, 663 und 663/12 der Gemarkung 
Partenkirchen an der Ostseite der Mittenwalderstraße zwischen den Hausnummern 
33 c und 47. 
Ein Teilabschnitt der Mittenwalderstraße, die hier zur Bundesstraße 2 gehört, ist zur 
Hälfte im Umgriff. 
 
 
 

2. Anlass der Aufstellung des Bebauungsplans 
 
 
Die begrenzende Tallage des Ortes und auch die gesetzlichen Vorschriften (siehe 
letzte BauGB-Novelle) sehen die Befriedigung der baulichen Entwicklungsbedarfs 
und des damit verbundenen Gebäudebedarfs des Ortes im Wohn- und 
Gewerbebereich in der Nachverdichtung im innerörtlichen Gebiet. 
Das bestehende Baurecht wurde im Bereich des Umgriffs bisher nicht genutzt. Dies 
soll sich zeitnah ändern. Die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 5 und 5 Ä I 
sind allerdings angesichts der Verkehrsentwicklung auf der Mittenwalderstraße nicht 
mehr aktuell was den Umgang mit den Emissionen betrifft. Diesen Belangen soll nun 
durch die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 5 Rechnung getragen werden. 
 
 
 

3. Ziele und Auswirkungen 
 
 
3.1. Art und Maß der Nutzung – Immissionsschutz 
 
Der Umgriff der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 5 umfasst einen Abschnitt der 
Mittenwalder Straße, der hier begrenzt durch eine Straßenbegrenzungslinie als 
Straßenverkehrsfläche festgesetzt ist. 
 
Angrenzend staffelt sich ein Mischgebiet in zwei Teilen. Das Mischgebiet 1 (MI 1) ist 
mit einer GRZ von 0,3 und einer Wandhöhe von 7,5 m offen bebaubar. Der 
Wohnanteil soll 20 % betragen. Dahinter wird das Mischgebiet 2 (MI 2) mit einem 
hohen Wohnanteil und mit 20 % nicht störendem Gewerbe festgesetzt. Bei offener 
Bauweise soll hier mit einer Grundflächenzahl von 0,2 und einer 
Geschossflächenzahl von 0,4 auch das Maß der Nutzung geringer werden als im der 
Bundesstraße zugewandten Teil. Durch das höhere Maß der Nutzung im vorderen 
Bereich wird auch ein Schutz vor den Straßengeräuschen für den hinteren Bereich 
erreicht. 
 
Festgesetzt wird eine geeignete Grundrissgestaltung. Ruhebedürftige Räume wie 
Aufenthaltsräume sind zur lärmabgewandten Seite hin anzuordnen. Die erwähnte 
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Grundrissorientierung, aber auch Schallschutzfenster, verglaste Laubengänge und 
Wintergärten sind weitere Maßnahmen, die ergriffen werden können, um den 
erforderlichen Schallschutz zu gewährleisten. Hinzu kommt, dass z. B. an den der 
Straße zugewandten Fassaden keine für die Belüftung von Schlaf- und Kinderzimmer 
notwendigen Fenster zugelassen werden. Alternativ sind die Räume mit einer evtl. 
fensterunabhängigen Lüftungseinrichtung auszustatten. Bis zur Erreichung der 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV, welche maßgeblich für den Neubau von 
Straßen sind, kann in der Regel alleine mit einer ausreichenden Schalldämmung der 
Außenbauteile auf die Überschreitung reagiert werden. Wird auch der Grenzwert 
überschritten, sollen weitere Maßnahmen, wie oben aufgeführt, ergriffen werden. 
Dies wird im Baugenehmigungsverfahren abgehandelt. Das Schallschutzgutachten 
der Fa. C. Hentschel Consult vom 14.09.2012 ist Bestandteil des Bebauungsplans. 
 
Im Mischgebiet 1 (MI 1) sollen regelmäßig sonstige Gewerbebetriebe, Geschäfts- 
und Bürogebäude, Anlagen für Verwaltung und 20 % Wohngebäude, auch solche, 
die ganz oder teilweise der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner dienen, zulässig 
sein. 
Ausnahmsweise können Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Anlagen 
für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke zugelassen 
werden. 
Unzulässig sind Vergnügungsstätten aller Art. 
 
Das Mischgebiet 2 (MI 2) liegt im hinteren Bereich und stellt eine Abstaffelung zur 
umgebenden allgemeinen Wohnbebauung dar. Hier sind regelmäßig Wohngebäude 
zulässig, auch solche, die ganz oder teilweise der Betreuung und Pflege ihrer 
Bewohner dienen. 20 % können nicht störende Gewerbebetriebe, Geschäfts- und 
Bürogebäude und Anlagen für Verwaltung errichtet werden. 
Ausnahmsweise können Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe 
und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
errichtet werden. 
Unzulässig sind Vergnügungsstätten aller Art, Tankstellen, Einzelhandelsbetriebe, 
Schank- und Speisewirtschaften. 
 
Nebenanlagen (§14 BauNVO) sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
 
Versickerung des Oberflächenwassers: 
Der Versiegelung des Bodens ist entgegenzuwirken. Garagenzufahrten, Park- und 
Stellplätze sind als befestigte Vegetationsflächen (Schotterrasen, Pflasterrasen, 
Rasengittersteine etc.) oder mit versickerungsfähigen Pflasterdecken auszuführen. 
Die Abführung von Oberflächenwasser ist im Baugenehmigungsverfahren zu Regeln. 
 
 
3.2. Verkehrskonzept, Erschließung 
 
Die Mittenwalderstraße (Bundesstraße 2) ist stark befahren und soll in dem 
betroffenen Teilabschnitt möglichst keine weitere Einfahrt erhalten. Die 
Verkehrserschließung sollte über die öffentliche Stichstraße nördlich des Umgriffs mit 
der Flur Nr. 1899/0 Gemarkung Partenkirchen erfolgen. Während der ersten 15 m ab 
der Einfahrt von der Mittenwalderstraße ist eine Grundstückseinfahrt allerdings 
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ausgeschlossen. Die Straße ist eine Sackgasse und endet in einem Wendehammer. 
Entlang der Mittenwalderstraße ist der Bereich ohne Ein- und Ausfahrt um 30 m 
Richtung Mittenwald reduziert. 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Zuge von Baugenehmigungsverfahren über die 
Zulassung von Grundstückseinfahrten von der B 2 entschieden wird. Voraussetzung 
ist jeweils eine Stellungnahme des staatlichen Bauamtes Weilheim sowie ein 
Schallschutzgutachten einer nach § 36 BImSchG anerkannten Fachstelle. 
Die sonstige Erschließung ist vorhanden.  
 
 
3.3 Grünordnung 
 
Der Landschaftsplan wurde bei der Aufstellung des Flächennutzungsplans integriert. 
 
Ein Laubbaum (Ahorn) südöstlich des Einzelbaudenkmals Mittenwalderstraße 39 ist 
zu erhalten. Im Übrigen gilt die Baumschutzverordnung des Marktes Garmisch-
Partenkirchen unabhängig vom Bebauungsplan. 
 
Außenanlagepläne sind dem jeweiligen Bauantrag zur Beurteilung hinzuzufügen. 
Das ist durch die Ortsgestaltungssatzung des Marktes Garmisch-Partenkirchen 
geregelt. 
 
 
 

4. Zusammenfassung und Schlussfolgerung 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch die Überplanung die bisherigen 
Festsetzungen auf den aktuellen Stand der Gesetzgebung gebracht und die 
Ortsentwicklung unterstützt wird. 
 
 
 

5. Abwägung der Umweltbelange 
 
Aus dem beiliegenden Umweltbericht ergibt sich ein Flächen-Ausgleichsbedarf, der 
nicht vor Ort erfüllt werden kann. Aus diesem Grund wurde eine Vereinbarung mit 
dem Landkreis Garmisch-Partenkirchen getroffen (vgl. Anlage C des 
Umweltberichts), die den Ausgleich über den dort angelegten Flächenpool regelt. 
 
Aus der schalltechnischen Untersuchung von dem Ingenieurbüro C. Hentschel 
Consult geht hervor, dass die Staffelung des Mischgebiets für den hinteren 
überwiegend durch Wohnen genutzten Bereich schallschützend wirkt. Durch bauliche 
Vorkehrungen an den zu errichtenden Gebäuden wird den Immissionen der 
Mittenwalderstraße zusätzlich begegnet. Folgendes wird festgesetzt: Die Gebäude 
sind so zu gestalten, dass wenigstens ein Fenster ruhebedürftiger Räume (Schlaf- 
und Kinderzimmer) auf der verkehrsabgewandten Fassade (Nordostfassade) 
angeordnet ist. Ist dies nicht möglich, so sind in den Schlaf- und Kinderzimmern 
schalldämmende fensterunabhängige Belüftungseinrichtungen einzubauen. 
Alternativ hierzu können vor den Fenstern der Schlaf- und Kinderzimmer auch 
verglaste Vorbauten (z.B. Wintergartenkonstruktionen, Fenstervorsatzschalen, 
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Laubengänge) vorgesehen werden. Zusätzlich sind im Bereich MI 1 die Gebäude so 
zu gestalten, dass sonstige schutzbedürftige Räume nach DIN 4109 (z.B. 
Wohnräume, Wohnküchen, Büros u. ähnliche Arbeitsräume) nicht ausschließlich 
über ein Fenster auf  der verkehrszugewandten Seite (Südwestfassade) belüftet 
werden müssen. Alternativ hierzu können vor den Fenstern der schutzbedürftigen 
Räume auch verglaste Vorbauten (z.B. Wintergartenkonstruktionen, 
Fenstervorsatzschalen, Laubengänge) vorgesehen werden. 
Die Gebäudeaußenbauteile müssen die im Schallschutzgutachten der Fa. C. 
Hentschel Consult vom 14.09.2012 in den Abbildungen 11 und 12 in Verbindung mit 
der Tabelle 6 angegebenen Mindestschalldämm-Maße R´w,res nach DIN 4109 
aufweisen. Das Gutachten der Fa. C. Hentschel Consult ist Bestandteil des 
Bebauungsplans. 
 
Die benachbarte Wohnbebauung Mittenwalderstraße 47 - 47 d schließt zur 
Mittenwalderstraße (B 2) mit einem Lärmschutzwall ab. In Richtung Geltungsbereich 
der Bebauungsplanänderung 5 Ä III und dem geplanten Mischgebiet besteht keine 
Schallschutzeinrichtung. Daher sind bei der Genehmigung neuer Bauvorhaben 
geeignete Schallschutzmaßnahmen hin zum südöstlich benachbarten allgemeinen 
Wohngebiet (z.B. geschlossene Wände) vorzusehen. 
 
Der zu erhaltende Baum liegt außerhalb der Baugrenze. Er ist gemäß DIN 18920 zu 
schützen. 
 
 
 
 
Garmisch-Partenkirchen, den 
 
 
 
 
 
Dr. Sigrid Meierhofer 
1. Bürgermeisterin 
 
 
 
 
 
Anlagen: 
- Umweltbericht mit Immissionsschutzgutachten der Fa. C. Hentschel Consult und 

Übersichtsplan mit Flächenangaben der auszugleichenden Flächen 
- BP Nr. 5, 5 Ä und 5 Ä II 







































































































 

ANLAGE C 
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